
Trotz hoher Steuern, Krankenkassenbeiträgen und
Zuzahlungen  die berühmte Schwarze Null gilt
wohl nicht für die Belange der über 80 Millionen in
diesem Land  Schwarze Null heißt auf Schwä
bisch: mir gebbet nix! Nach Bankenrettung, Aber
milliarden für Kriegseinsätze der Bundeswehr und

für Konzernsubventionen
bleibt nicht mehr genug
für das, wofür man ei
gentlich Steuern zahlt,
nämlich die Garantie
menschenwürdiger Le

bensbedingungen  es sei denn der Druck aus der
Bevölkerung gefährdet Gewinnmaximierung und
z.B gewünschte Wahlergebnisse.

Regierungen jeglicher Couleur haben das Ge
sundheitswesen der neoliberalen Profitlogik unter
worfen, aber jetzt erleben wir geradezu einen
Überbietungswettbewerb der Parteien, die am
13.3. in den Landtag gewählt werden wollen. Was
sie als aktuelle oder ehemalige Regierungspar
teien versäumt haben, taucht jetzt in ihren Wahl
programmen auf:

► im ländlichen Bereich eine bessere Notarzt
versorgung

► genug Nachwuchs für ausscheidende Land
ärzte

► mehr Investitionen in die Krankenhäuser

► irgendwie die freipraktizierenden Hebammen
unterstützen

► Verbesserungen für Pflegebedürftige

► Bessere Personalausstattung der Kranken
häuser

Das ist fast allen besonders wichtig  greift aber
keineswegs die gesellschaftlichen Ursachen der
Probleme im Gesundheitswesen an.
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Die Grüne/SPDRegierung hat zwar das Förder
volumen für die Krankenhäuser in BadenWürt
temberg wieder erhöht  um 35% , aber nicht
soviel wie vor den letzten Landtagswahlen ver
sprochen. Das wirft ihr nun die CDU vor, die ja in
ihrer Regierungszeit den Schlamassel verursacht
hat und einen Inves
titionsstau von 1,5 Mil
liarden Euro hat auf
laufen lassen.
Die LandesSPD will
die Grausamkeiten
der sog. GroKo bzw
ihrer SPD/Grünen
Bundesregierung ab
federn mit Konferen
zen, Bürgerdialogen,
Landespatientenbeauf
tragten  das ändert
nichts an Zuzahlun
gen für Arzneimittel
und Krankenhaus
aufenthalt oder an
der Finanzierung des
Krankenhausbetriebs
durch Fallpauscha
len, die über die Hälf
te der Krankenhäuser
von BadenWürttemberg in die Roten Zahlen oder
gar in Ruin und Privatisierung getrieben hat.

Bis 23.12.1985 durften die Krankenhäuser keine Ge
winne machen. Die damalige CDU/FDPRegierung

hat das mit einem neuen
Krankenhausfinanzierungs
gesetz geändert  ein tolles
Weihnachtsgeschenk für pri
vate Klinikkonzerne, die

seitdem Abermillionen an Krankenkassengeldern
auf die Konten von Aktionären verschieben.
Die FDP bleibt bei dieser Linie: Sie will die monisti
sche Finanzierung, d.h. die Krankenkassen sollen

auch die Investitions
kosten für die Kran
kenhäuser überneh
men, zu denen eigent
lich das Land gesetz
lich verpflichtet ist.
Wenn deswegen die
Beiträge steigen, ha
ben die Unternehmer ja keinen Schaden davon 
die Arbeitgeberbeiträge zu der Krankenversiche
rung wurden ja bei 7% des Bruttolohns eingefro
ren. So droht jede Zusatzbelastung ein Griff in die
Taschen der Versicherten in Form von Zuzahlun
gen zu werden.

Die GRÜNEN verkünden viele gute Absichten:
Barrierefreiheit in allen Gesundheitseinrichtungen,
Roboter für die Altenpflege (hat das Fraunhofer

Institut schon in Ar
beit), Neugründung
von Sozial und Bür
gergenossenschaften,
“Neuausrichtung des
LandesPsychiatrie
plans“, „Überprüfung
und Überarbeitung
der Fallpauschalen“.
Offensichtlich däm
mert´s ihnen, dass
mit dem DRGSys
tem z.B. die Landes
krankenhausplanung
unterlaufen wird 
was nützt ein men
schengerechter Plan,
wenn er wegen un
genügender Betriebs
kostenfinanzierung
ausgehebelt wird?
Auch gegen Stuttgart

21 hatten die GRÜNEN viele Ideen. Man weiß ja,
was daraus geworden ist....

Wegen Personalabbau, Patientenselektion, Priva
tisierung und Klinikschließung wächst die Ableh
nung des DRGSystems bei den Beschäftigten im
Gesundheitswesen.

Kein Wunder also,
dass auch die AfD
versucht, hiermit zu
punkten. Gleichzeitig
steht sie aber für Pri
vatisieren, Outsourcen
und Verschlechterung
von Vergütung und
Arbeitsbedingungen
z.B im Reinigungs
dienst, bei den Be
schäftigten also, die
sowieso schon am
unteren Ende der

WerzahltfürdieKrankenhäuser?

Betriebskosten:
Die Krankenkassen und die Patienten selbst
durch Zuzahlung bzw als Selbstzahler.
Investitionskosten:
Seit Juni 1972 sind nach dem Krankenhausfinan
zierungsgesetz die Bundesländer für die Finanzie
rung der Investitionskosten für Krankenhäuser
zuständig, die in den Landeskrankenhausbedarfs
plan aufgenommen wurden.

Was sindDRGs?

DRG=Diagnosis Related Groups:
Patienten werden für Abrechnungszwecke an
Hand von Diagnosen, durchgeführten Behand
lungen, Alter, Geschlecht und Gewicht in Fall
gruppen klassifiziert (Fallpauschalen).

Bis 23.12.1985 durf
ten die Krankenhäu
ser keine Gewinne
machen.



Vergütungsskala angesiedelt sind und drastische
Altersarmut zu erwarten haben. Selbst der gefor
derte sog. niederländische Hygienestandard ist
keine Sparmaßnahme, sondern nur zu realisieren
mit erheblicher Personalaufstockung. Was soll
man auch von einer Partei erwarten, die den Men
schen Hilfe verweigern will, die vor Krieg und
Elend, der Gefahr schwerster Gesundheitsschä
den und Verletzungen auf der Flucht sind? Unter
lassene Hilfeleistung ist das Schlimmste aller
Vergehen im Gesundheitswesen ...

Für uns
sind die
Vorschläge
der Partei
DIE LINKE
am glaub
würdigsten
und weites
tengehend:
„Gesund
heit ist

Menschenrecht“ und „dauerhaft zu sichernde öf
fentliche Aufgabe“. Das heißt z.B.:

► 660 Mio jährlich als Fördervolumen für die
Krankenhäuser aus Landesmitteln

► 20 000 Stellen mehr für die Krankenhäuser
zum Ausgleich des Personalmangels in allen
Berufsgruppen

► keine Privatisierungen mehr, sondern Rückfüh
rung in die öffentliche Hand

► Abschaffung von Zuzahlung bei Krankenhaus
aufenthalt

► Aufwertung der Sozialberufe und bessere Ar
beitsbedingungen

► Preissenkung für Arzneimittel und medizini
sche Geräte

Die freischaffenden Hebammen in die Eigenversi
cherung der Kommunen einzubeziehen, wäre viel
leicht eine gute Lösung statt 4000 Euro private
Berufshaftpflicht pro Jahr (und das bei einem Ein
kommen vergleichbar mit Krankenschwestern).

DIE LINKE macht Forderungen geltend, die noch
am ehesten dem Anliegen der DKP entsprechen,
Profitinteressen auszuschalten. Wir wissen, dass
auch DIE LINKE
dort, wo sie an
der Regierung war,
oft ihre eigenen
Forderungen nicht
realisiert hat. Aber
von den Kandidatinnen und Kandidaten im Groß
raum Stuttgart haben wir erlebt, dass sie seit Jah
ren gemeinsam mit den Beschäftigten dafür käm
pfen. Deshalb rufen wir dazu auf, sie am 13. März
in den Landtag zu wählen. Aber auch DIE LINKE
muss sich in der Praxis beweisen und selbst wenn
sie im Landtag vertreten sein wird, braucht sie
weiterhin den Druck von (potentiellen) Patienten
und Beschäftigten, vor allem von Gewerkschaften,
um ihre Forderungen auch durchzusetzen.

DIE LINKE macht Forderungen
geltend, die noch am ehesten
dem Anliegen der DKP
entsprechen, Profitinteressen
auszuschalten.

GESUNDHEIT ist keine Ware!
Gesundheit ist Menschenrecht und staat-
liche Kernaufgabe und muss für alle Ein-
wohner unseres Landes kostenlos sein!

Öffentliche Daseinsvorsorge, wie Gesund-
heits- und Bildungswesen muss vom Kapi-
talismus befreit werden, der die Profitlo-
gik auf Kosten der Millionen Menschen in
unserem Land immer wieder neu hervor-
bringt.

Erst durch eine grundsätzliche Umwäl-
zung, die Beseitigung des Kapitalismus als
Gesellschaftssystem, lässt sich dieses
Menschenrecht auf Gesundheit in der Le-
benswirklichkeit absichern.

Sozial is mus(s) – durch Herrschaft der
Millionen über die Millionäre!

Dafür stehen wir als Kommunistinnen und
Kommunisten!






